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Die Möglichkeit des sozialen Aufstiegs war eines der zentralen Versprechen der »alten« BRD – und tatsächlich wurde es sehr häufig eingelöst: Aus dem Käfer wurde ein Audi, aus Facharbeiterkindern wurden Akademiker. Mittlerweile ist der gesellschaftliche Fahrstuhl stecken geblieben: Uniabschlüsse bedeuten nicht mehr automatisch Status und Sicherheit, Arbeitnehmer bekommen immer weniger ab vom großen Kuchen. Oliver Nachtwey analysiert die Ursachen dieses Bruchs und befasst sich mit dem Konfliktpotenzial, das dadurch entsteht: Selbst wenn Deutschland bislang relativ glimpflich durch die Krise gekommen sein mag, haben auch hierzulande soziale Auseinandersetzungen begonnen, wie sie derzeit ganz Europa erschüttern: neue linke Bewegungen, Arbeitskämpfe und Parteien auf der einen, fremdenfeindliche Proteste und Rechtspopulismus auf der anderen Seite.
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Einleitung





Hauptsache ruhig und sicher: Nach den beruflichen Zielen gefragt, gab im Jahr 2014 eine(r) von drei Studierenden an, eine Festanstellung im öffentlichen Dienst anzustreben. Avantgardistische Berufe, risikoreiche Unternehmungen und kreative Selbstständigkeit verlieren für Studierende an Attraktivität. Der öffentliche Dienst erscheint ihnen hingegen als einer der wenigen Orte, an denen Beschäftigungsstabilität, Sicherheit und kalkulierbarer Aufstieg zu erwarten sind. Die geradezu spießige Berufsperspektive der jungen Akademikerinnen und Akademiker ist nur ein kleiner Ausschnitt aus einer Gesellschaft, in der die kollektive Angst vor dem sozialen Abstieg allgegenwärtig zu sein scheint. Wie konnte es dazu kommen?

Das historische Gedächtnis ist häufig kurz, und deshalb vermögen sich nur wenige daran zu erinnern, dass es die deutsche Wirtschaft war, die noch 1999 als »Sick Man of the Euro« galt; die Arbeitslosenquote erklomm damals immer neue Höhen. Heute stellt sich die Realität anders dar: In Europa insgesamt liegt die Arbeitslosigkeit auf Rekordniveau; in der Bundesrepublik hingegen hat es nie mehr Beschäftigte gegeben als im Jahr 2016 und seit der Wiedervereinigung nie so wenige Arbeitslose. Während die europäischen Staaten im Strudel der Austerität und der Wirtschaftskrise versanken, stemmte sich die deutsche Wirtschaft gegen den Trend. Aber das ist nur wenig mehr als ein schöner Schein. Deutschland ist genauso Teil der »Krise des demokratischen Kapitalismus« (Streeck 2013) wie die anderen europäischen Länder.

In diesem Buch geht es am Beispiel der deutschen Entwicklung um einen fundamentalen gesellschaftlichen Wandel, der sich in den meisten westlichen kapitalistischen Staaten vollzieht. Aus der Gesellschaft des Aufstiegs und der sozialen Integration ist, so die Hauptthese, eine Gesellschaft des sozialen Abstiegs, der Prekarität und Polarisierung geworden.

Seit dem Wirtschaftswunder galt Deutschland als eines der Länder, in denen Armut nur eine marginale Rolle spielte. Angesichts der Euphorie über »die neue Vollbeschäftigung«, wie sie in Büchern und Tageszeitungen[1] verkündet wird, übersieht man allerdings leicht, wie groß die soziale Ungleichheit hierzulande geworden, wie stark der Niedriglohnsektor gewachsen ist und die Prekarität zugenommen hat. Unter der Oberfläche einer scheinbar stabilen Gesellschaft erodieren seit Langem die Pfeiler der sozialen Integration, mehren sich Abstürze und Abstiege.

Die Literatur ist ein sensibler Seismograf für diesen Wandel, werden in ihr doch seit je auch die Sehnsüchte nach dem sozialen Fortkommen protokolliert. Ulla Hahn zeichnet in ihrer Romantrilogie über das Leben von Hildegard (Hilla) Palm – Das verborgene Wort (2001), Aufbruch (2009) und Spiel der Zeit (2014) – mit feinem Strich ein Sittengemälde der Aufstiegsgesellschaft in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg. Hahn erzählt die Geschichte ihrer Protagonistin, in der sich die Liebe zur Literatur und der Drang zu einem selbstbestimmten Leben treffen. Hilla ist außergewöhnlich begabt, kann eine höhere Schule besuchen und – ungewöhnlich für »dat Kenk vun nem Prolete« und ein Mädchen vom Lande – ein Studium aufnehmen. Sie erfährt die groben wie die feinen Unterschiede zwischen sich und jener Klasse, in der selbst die unbegabten Söhne »Stammplätze« in den höheren sozialen Positionen erhalten. Auch wenn ihre Familie ambitionslos in einfachen Verhältnissen verharrt, gelingt ihr ein für diese Zeit exemplarischer Aufstieg durch Bildung.

Erzählt die Literatur von der sozialen Gegenwart, schildert sie Geschichten des Scheiterns, der Unsicherheit, Abstiege und Abstürze. In dem Tatsachenroman Möbelhaus (2015) rekapituliert ein unter dem Pseudonym Robert Kisch schreibender ehemaliger Journalist seinen eigenen sozialen Abstieg von der Edelfeder zum Möbelverkäufer. Es ist die Geschichte eines langen Abrutschens, in dieser Form vielleicht einzigartig. Aber sie zeugt auch vom Wandel einer ganzen Branche, die noch vor wenigen Jahren berufliches Prestige, selbstbestimmte Tätigkeiten und gute Einkommen versprach. Diese Welt des Journalismus gibt es so nicht mehr – oder allenfalls noch für wenige. Möbelhaus ist nicht das einzige Beispiel. In ihrem Erfahrungsbericht Saisonarbeit (2014) schildert die Autorin Heike Geißler, wie sie vom Schreiben nicht mehr leben konnte und sich gezwungen sah, beim Versandhändler Amazon zu arbeiten. Ebenfalls 2014 veröffentliche Thomas Melle seinen Unterschichtsroman 3000 Euro. Auch in Katharina Hackers Die Habenichtse (2006), Ernst-Wilhelm Händlers Wenn wir sterben (2002), Rainald Goetz' Johann Holtrop (2012), Wilhelm Genazinos Fremde Kämpfe (1984) und Mittelmäßiges Heimweh (2007), Georg M. Oswalds Alles was zählt (2000) oder schließlich Silke Scheuermanns Die Häuser der anderen (2012) wird vom Abrutschen aus der Sicherheit erzählt.

Literatur ist keine Gesellschaftsdiagnose, aber häufig weiß sie trotzdem viel Wahres über die Realität zu berichten, von der aus wissenschaftlicher Perspektive im Folgenden die Rede sein wird.



***



Beim vorliegenden Buch handelt es sich um den Versuch, klassischen Fragen der Soziologie nachzugehen: In welcher Gesellschaft leben wir eigentlich? Was hält Gruppen und Individuen zusammen, was treibt sie auseinander? In welchem Zusammenhang stehen Ungleichheit, Herrschaft, gesellschaftliche Integration und soziale Konflikte? Viele der hier mit soziologischer Leidenschaft vorgetragenen Thesen sind in gewissem Sinne riskant, da ihnen in einigen Bereichen noch die empirische Absicherung fehlt. Zudem wurden sie im Wesentlichen am Beispiel eines einzelnen Nationalstaats entwickelt, inter- und transnationale Aspekte werden nur am Rande berührt (so findet sich am Ende des Bandes eine kursorische Skizze europäischer Trends). Im Mittelpunkt steht der Versuch, Entwicklungen der letzten Jahrzehnte historisch vergleichend zu entfalten und damit zu verstehen (vgl. Mills 2000 [1959]).

Das erste Kapitel handelt zunächst von einer mittlerweile vergangenen gesellschaftlichen Konstellation: der Blütezeit der sozialen Moderne. In der sozialen Moderne gedieh der Sozialstaat, alte Klassenschranken wurden abgetragen, soziale Mobilität und Bildungschancen nahmen zu. Vor allem Kinder aus Arbeiterklassenfamilien erreichten ein bislang nicht gekanntes Niveau individueller Entfaltungsmöglichkeiten. Ulrich Beck prägte für diese Entwicklung den Begriff des kollektiven »Fahrstuhleffekts« (Beck 1986). Aus Proletariern wurden Bürger – allerdings nur eingeschränkt Bürgerinnen, denn in der sozialen Moderne herrschte das Modell des männlichen Familienernährers vor.

Die Konstellation der sozialen Moderne verlor seit den siebziger Jahren nach und nach an Prägekraft, vor allem weil der Kapitalismus (wie in Kapitel zwei gezeigt wird) nicht mehr die phänomenalen Wachstumsraten des Goldenen Zeitalters erreichte. Nach 1973 begann der lange Niedergang der westlichen Ökonomien, eine Krise, für die sie bis heute keine Lösung gefunden haben. Alle Anstrengungen – ob nun keynesianische Programme, neoliberale Deregulierung oder eine Flut billigen Geldes – haben nichts gefruchtet. In der Tendenz, so die Diagnose in Kapitel zwei, entsteht ein Postwachstumskapitalismus. Die Wirtschaftskrise infolge der Finanzkrise ist noch lange nicht überwunden, trotz massiver Interventionen der Nationalstaaten und Zentralbanken. Im Gegenteil: Es droht eine globale Stagnation.

Mit der Dauerschwäche der Wirtschaft schwanden die Ressourcen und der Wille zur sozialen Integration. Öffentliche Unternehmen gerieten unter Privatisierungsdruck, der Sozialstaat wurde umgebaut, die sozialen Bürgerrechte wurden reduziert. In nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen – das ist die Signatur unserer Zeit – implementierte man Markt- und Wettbewerbsmechanismen. Am Ende wurden viele Errungenschaften der sozialen Moderne einer erneuten, aber diesmal regressiven Modernisierung unterzogen (Kapitel drei). Prozesse regressiver Modernisierung verknüpfen häufig gesellschaftliche Liberalisierungen mit ökonomischer Deregulierung. Horizontal, zwischen Gruppen mit unterschiedlichen sexuellen Orientierungen, zwischen den Geschlechtern und in bestimmten Bereichen sogar zwischen den Ethnien, wird die Gesellschaft gleichberechtigter und inklusiver, vertikal geht diese Gleichberechtigung mit größeren ökonomischen Ungleichheiten einher.

Ulrich Beck hat in seinem Buch Risikogesellschaft diagnostiziert, die alte Industriegesellschaft verabschiede sich »auf den leisen Sohlen der Normalität, über die Hintertreppe der Nebenfolge von der Bühne der Weltgeschichte« (Beck 1986, S. 15; Hervorhebung im Original). Abgesehen von der Tatsache, dass sich die Industriegesellschaft bis heute – trotz Internet und Dienstleistungsgewerbe – immer noch nicht vollständig verabschiedet hat, kann man für die Abstiegsgesellschaft folgenden Befund formulieren: Sie ist allmählich, auf leisen Sohlen und über die Hintertreppe eingetroffen. Die Vordertreppe hat sie dabei noch gar nicht erreicht. Gewiss, das steigende Ausmaß von Armut, Prekarität und sozialer Ungleichheit wird in der politischen Öffentlichkeit mittlerweile immer häufiger thematisiert, die neuen Ungleichheiten werden bisher aber nicht adäquat verhandelt. Sehnsuchtsobjekt, Handlungsnorm, politisches Leitbild bleibt der soziale Aufstieg: Aufstieg durch Leistung, Aufstieg durch Chancengleichheit, Aufstieg durch Bildung. Was die Chancengleichheit betrifft, ist es keine neue Nachricht, dass Kinder aus Arbeiterfamilien eben häufig nicht dieselben Bildungschancen haben. Im gesellschaftlichen Wettkampf um Chancen bleiben trotz der formalen Gleichheit am Ende doch diejenigen mit dem geringeren kulturellen Kapital auf der Strecke, während die von vornherein Bessergestellten zuweilen auch ohne besondere eigene Leistungen Erfolge erzielen.

Reden wir vielleicht deshalb die ganze Zeit über Aufstieg, weil er in der Realität immer seltener anzutreffen ist? Das ist zumindest eine der Thesen dieses Buches. Der Wandel zur Abstiegsgesellschaft vollzieht sich in mehreren Dimensionen. Zwar bestehen weiterhin große Zonen der sozialen Stabilität, zentral ist jedoch, dass die Entwicklungsdynamik der deutschen Gesellschaft sich verändert hat. So sind beispielsweise die Realeinkommen bis Anfang der neunziger Jahre gestiegen, das sogenannte »Normalarbeitsverhältnis« (die unbefristete Arbeitsstelle mit Kündigungsschutz, die ein gewisses Maß an sozialer Sicherheit gewährt) war in dieser Zeit die Regel. Die soziale Dynamik hat sich in den letzten dreißig Jahren zuungunsten der abhängig Beschäftigten entwickelt. Prekarität, in der sozialen Moderne ein Randphänomen, hat sich in der Abstiegsgesellschaft ausgebreitet und ist nun als relevanter Teil des Arbeitsmarkts institutionalisiert. Hinsichtlich der beruflichen Mobilität sind zwar immer noch deutlich mehr Auf- als Abstiege zu verzeichnen, allerdings haben sich die Perspektiven verschlechtert. Zudem ist die sogenannte Mitte geschrumpft, ein Teil ihrer Angehörigen ist abgestiegen – ein Novum in der deutschen Nachkriegsgeschichte. Dass Frauen deutlich häufiger erwerbstätig sind, bedeutet zwar einen Zugewinn an Emanzipation, in vielen Fällen sind Frauen nun allerdings gezwungen, Niedriglohnjobs anzunehmen, weil das Einkommen des Mannes nicht mehr ausreicht, um die Familie über die Runden zu bringen.

Die Moderne entwickelt sich weiter, aber gleichzeitig zurück. Probleme, die längst als überwunden galten, werden erneut relevant. Gerade durch den Umbau des Sozialstaats und den Rückbau sozialer Staatsbürgerrechte kehren »Klassenstrukturierungen« auf die Bühne der sozialen Ungleichheit zurück (Giddens 1984). Gleichwohl präsentieren sich soziale Klassen vorerst nicht wie im späten 19. Jahrhundert als kollektive Milieus mit kampferprobten Organisationen. Deshalb erfährt der traditionelle Klassenkampf keine Neuauflage, obwohl es eine Vielzahl neuer sozialer Konflikte gibt. In der Abstiegsgesellschaft entzündet sich der Konflikt an der Spannung zwischen Kapitalismus und Demokratie, zwischen Freiheit und Gleichheit. Es zeichnet sich ein neues Aufbegehren ab, ein demokratischer Klassenkonflikt, der in seinem Kern vom Kampf um politische und soziale Bürgerrechte getrieben wird. Neue Bürgerproteste sind ein Nebenprodukt der politischen Entfremdung in der Postdemokratie. Allerdings, und hierin besteht eine große Gefahr, breiten sich auch Apathie, soziale Abgrenzung und antidemokratische Affekte aus. Auf der einen Seite produzieren Abstiegsängste – insbesondere in der Mittelschicht – mitunter das Bedürfnis nach sozialdarwinistischer oder xenophobischer Distinktion, ein Phänomen, das zum Beispiel in den Debatten darüber zum Ausdruck kommt, ob Deutschland sich abschafft oder ob die Kultur der Unterklasse unproduktiv ist. Auch Pegida und die AfD sind ein Ausdruck dieser Entwicklung.

Auf der anderen Seite regt sich ein zuweilen neuartiger Protest, bei dem es sowohl um soziale Themen als auch um demokratische Partizipation geht. Ob bei den Gebäudereinigerinnen, in den Kitas, bei Amazon oder in Krankenhäusern: Es wird wieder vermehrt gestreikt – und zwar von Gruppen, von denen man früher annahm, sie ließen sich gewerkschaftlich nur schlecht organisieren, weil die Jobs häufig temporär und prekär sind. Dazu ist mit Occupy eine unkonventionelle Protestbewegung entstanden, die über Monate öffentliche Plätze besetzt hielt. Bei Occupy handelte es sich um eine basisdemokratische Bewegung, die an den etablierten linken Organisationen wie Gewerkschaften und Parteien – nicht immer, aber oftmals – vorbei agierte, weil diese von den Protestierenden als Teil des Establishments, als Teil des Problems wahrgenommen wurden. Sowohl die neuen Streikbewegungen als auch Occupy sind originäre Protestformen der Abstiegsgesellschaft. Abstiegsangst und Prekarität werden nicht länger als individuelles Schicksal wahrgenommen, es handelt sich vielmehr um eine kollektive Erfahrung. In den deutschen Occupy-Camps traf man dabei auf einen neuen Typus des Protestierenden, der auch im New Yorker Zuccotti Park, von wo die Bewegung ihren Ausgang genommen hat, oder bei den spanischen Indignados eine wichtige Rolle spielt: junge Akademikerinnen und Akademiker mit prekären Jobs, schlechten Perspektiven und blockierten Aufstiegskanälen. Ihre Anzahl mag bislang noch gering sein, sie stoßen aber auf große Zustimmung in der Öffentlichkeit. Ihre eigenen Eltern und Großeltern haben schließlich die Jahrzehnte des sozialen Aufstiegs erlebt und müssen nun erkennen, dass ihre Kinder vom kollektiven Abstieg bedroht sind. »Wir sind die 99 Prozent« – gerade der Slogan der Occupy-Bewegung war emblematisch für die postdemokratische Abstiegsgesellschaft, verknüpfte er doch Fragen der gerechten Verteilung mit solchen der demokratischen Teilhabe.

Was allen Protesten bisher allerdings fehlt, ist eine Idee von einer gelingenden Zukunft. Man sehnt sich lediglich nach den vermeintlich besseren Zeiten der sozialen Moderne zurück. Nicht zuletzt deshalb bleibt das Aufbegehren spontan und episodisch. Auf eine Periode vermehrter sozialer Proteste folgt alsbald wieder eine seltsame Ruhe. Doch solange die Probleme, auf die die Proteste reagieren, nicht gelöst sind, wird die gesellschaftliche Spannung aller Voraussicht nach anhalten. Es bleibt zu hoffen, dass das Aufbegehren nicht irgendwann selbst regressiv wird.

Sollte sich die hier präsentierte Diagnose als richtig erweisen, könnten wir vor einem neuen Zyklus sozialer Auseinandersetzungen stehen, in denen einmal mehr um eine bessere Gesellschaft gerungen wird. Und in diesen Konflikten entscheidet sich womöglich die Zukunft unserer Demokratie.



***



Ohne die Unterstützung zahlreicher Kolleginnen und Kollegen, Freundinnen und Freunde hätte ich dieses Buch nie schreiben können. Es sind zu viele, um sie an dieser Stelle alle nennen zu können. Meinen Dank möchte ich daher drei Institutionen aussprechen, die mir Raum, Zeit und Diskussionsmöglichkeiten gaben, wie sie der reguläre Universitätsbetrieb kaum zulässt: Das DFG-Kolleg Postwachstumsgesellschaften in Jena, das Hamburger Institut für Sozialforschung und insbesondere das Institut für Sozialforschung Frankfurt am Main.



[1] Vgl. hierzu etwa die Schwerpunktseite »Vollbeschäftigung« der Frankfurter Allgemeinen Zeitung; online verfügbar unter: {http://www.faz.net / aktuell / wirtschaft / vollbeschaeftigung / } (Stand Februar 2016).






1. Soziale Moderne







Rückblickend betrachtet, waren die Nachkriegsjahrzehnte der Bundesrepublik geprägt von einer einzigartigen ökonomischen, sozialen und politischen Konstellation: Auf die politisch polarisierte, von Klassenkonflikten durchzogene Gesellschaft der Weimarer Republik war die nationalsozialistische Diktatur gefolgt. Nach ihrem Zusammenbruch entstand mit der Bundesrepublik Deutschland eine relativ stabile und vor allem sozial abgesicherte Demokratie. In diesem Buch wird diese Epoche soziale Moderne genannt.

Ihr materielles Fundament war der ökonomische Wohlstand. In der kurzen Periode von 1950 bis 1973 betrug das jährliche Wirtschaftswachstum in Westeuropa – ein Ergebnis des keynesianischen Kapitalismus – im Durchschnitt 4,8 Prozent. Das stetige Wachstum ermöglichte eine rasante gesellschaftliche Modernisierung, die Arbeit, Leben, Kultur und Politik erfasste und neu strukturierte (vgl. Berger 2000).[1]

Die Bedeutung des Sozialstaats





In Deutschland reichen die Wurzeln des Sozialstaats bis in die Ära Bismarcks zurück, der mit den ersten Sozialgesetzen die Kranken- (1883), Unfall- (1883) und Rentenversicherung (1889) eingeführt hatte. Bismarck reagierte damit auf die zunehmende Bedeutung der Arbeiterbewegung und wollte zugleich den jungen Kapitalismus modernisieren. In der Weimarer Republik wurden weitere zentrale soziale Institutionen eingeführt, insbesondere die Arbeitslosenversicherung (1927), doch erst in der Demokratie nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der Sozialstaat umfassend durchgesetzt – nicht zuletzt weil auch große Teile der gesellschaftlichen und politischen Eliten das Vertrauen in einen unregulierten, nur den Marktgesetzen gehorchenden Laisser-faire-Kapitalismus verloren hatten. Im Grunde trat das ein, was der ungarisch-österreichische Wirtschaftshistoriker Karl Polanyi schon vor dem Ende des Zweiten Weltkrieges, im Jahr 1944, in seinem Buch The Great Transformation vorhergesagt hatte. Polanyi argumentierte, die Idee eines sich selbst regulierenden Marktes – die später vom Neoliberalismus erneut propagiert werden sollte – müsse stets eine »krasse Utopie« bleiben (Polanyi 1995 [1944], S. 19). Wolle man solch eine Utopie verwirklichen, so würde dies in letzter Konsequenz eine vollständige soziale Entbettung der Ökonomie bedeuten. Eine derartig dem Markt unterworfene Gesellschaft, so Polanyi, könne nicht bestehen, ohne ihre eigene Substanz, das heißt Mensch und Natur, also im Grunde sich selbst, aufzulösen (ebd., S. 19, 89). Alle Versuche, sich der optimalen Marktgesellschaft anzunähern, hätten schließlich Gegenbewegungen hervorgebracht, welche die Gesellschaft wieder sozial einzubetten suchten (ebd., S. 182ff.). So hatten sich in den USA nach der Großen Depression 1929 städtische Arbeiter und Arme, Sozialisten, aber auch Farmer und Konservative gemeinsam für eine neue Sozialpolitik eingesetzt. Der nach dem Zweiten Weltkrieg nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen (west-)europäischen Ländern etablierte Sozialstaat war quasi die institutionalisierte Form der von Polanyi analysierten Gegenbewegung.[2]

Proletarier besaßen weder Kapital noch Produktionsmittel – das war für Marx ihr charakteristisches Merkmal. Deshalb blieb ihnen nichts anderes übrig, als ihre Arbeitskraft zu veräußern (Marx 1962 [1867]). Im Kapitalismus ist die Arbeit eine Ware, die auf dem Arbeitsmarkt ver- und gekauft wird. Dadurch waren die Arbeiter aber auch den Gefahren des Marktes – Armut, Krankheit, Alter, Arbeitslosigkeit – schutzlos ausgeliefert. Der Sozialstaat vermag das Ausmaß des Warencharakters der Arbeit einzuschränken, er ist eine »dekommodifizierende« Institution, da er die genannten Risiken vergesellschaftet.[3] Der französische Soziologe Robert Castel nennt den Komplex aus Anrechten auf soziale Sicherungsleistungen, Rentenansprüchen, öffentlichen Güter und Dienstleistungen darum »Sozialeigentum« (Castel 2000, S. 236-282). Nicht überall funktionierte der Sozialstaat gleich: Einige seiner Ausprägungen sind stärker umverteilend und universell angelegt, andere eher konservativ auf Statuserhalt ausgerichtet, wiederum andere bieten kaum mehr als ein soziales Minimum.[4]

Zudem ist der Sozialstaat keine philanthropische Agentur; ihm ist ein produktivistischer Dualismus eingeschrieben: Einerseits will er die Lebensrisiken der Lohnarbeiter mildern, andererseits aber sicherstellen, dass die Erwerbsfähigen auch wirklich arbeiten (können). Durch Arbeits- und Gesundheitsschutz schafft die Sozialpolitik eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass ein hinreichendes Angebot an gesunden Arbeitskräften bereitsteht. Doch es soll auch niemand auf der faulen Haut liegen. Wer arbeitsfähig ist, der soll einer Arbeit nachgehen – alles andere wird sanktioniert (vgl. Offe / Lenhardt 2006 [1977]; Borchert / Lessenich 2005).

Die Vorstellung davon, wer zum potenziellen Heer der Arbeiter gehört, hat sich historisch immer wieder gewandelt. Im Frühkapitalismus zählten auch Kinder und Frauen ganz selbstverständlich dazu. Der Kampf gegen die Kinderarbeit war lang und dauerte bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts an. In dessen Mitte veränderte sich dann das Rollenbild der Frau insofern, als sie nun hauptsächlich für Kinder und Küche zuständig sein sollte. Sie sollte vornehmlich Hausfrau sein, während der Mann das Geld verdiente.

Der wesentliche Punkt bleibt jedoch: Der Sozialstaat war in der sozialen Moderne eine zentrale Instanz des sozialen Fortschritts. Die Arbeitnehmer konnten ihr Sozialeigentum und ihren Anteil am gesellschaftlichen Reichtum (vgl. Abb. 4.4) sichtbar vergrößern, die Sozial- und Gesundheitspolitik wurde ausgeweitet. Es gab zwar auch weiterhin Arme und eine Unterschicht, aber Ausmaß und Charakter des Mangels hatten sich verändert: Absolute und relative Armut nahmen ab, der krasse Pauperismus der Arbeiterschichten gehörte der Vergangenheit an (vgl. Paugam 2008). Soziale Bedürftigkeit war zu dieser Zeit vor allem jenseits der Erwerbsarbeit anzutreffen. Gerade das ändert sich nun in der Abstiegsgesellschaft (vgl. Kapitel vier).


Das Normalarbeitsverhältnis





Der gesellschaftliche Umbruch der sozialen Moderne beschränkte sich nicht auf die Einführung und den Ausbau des Sozialstaats, er setzte umfassender und tiefer an. Das gesamte System der Erwerbsarbeit wurde umgewälzt, und diese Entwicklung mündete in ein Zeitalter der industriellen Massenproduktion. Schon in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts waren gigantische Fabriken der Chemie-, Stahl- und Autoproduktion entstanden. Henry Ford hatte in seinen Produktionsstätten als Erster systematisch die Fließbandarbeit eingeführt. Er orientierte sich an den Grundgedanken der wissenschaftlichen Betriebsführung, die Frederick Taylor begründet hatte. Kopf- und Handarbeit wurden systematisch getrennt, alle Prozesse hoch arbeitsteilig zerlegt, standardisiert und hierarchisch gesteuert. Ford wurde zum Namensgeber für eine Produktionsweise, die von der Regulationstheorie im Anschluss an den italienischen Marxisten Antonio Gramsci als »fordistisch« bezeichnet wurde. Sie bildete sich in den zwanziger Jahren heraus, entfaltete sich maximal aber erst nach 1945 (vgl. u. ‌a. Aglietta 2000; Boyer 1990; Hirsch / Roth 1986; Abelshauser 2004). Es handelte sich um eine Produktionsökonomie, die von einer langfristigen Logik der Gütererzeugung und weniger von den externen Anforderungen des Marktes geprägt war. Massenproduktion hieß gleichermaßen auch Teilhabe am Massenkonsum: Die steigenden Löhne und die fallenden Preise für Konsumgüter ermöglichten es den Arbeiterfamilien erstmals, sich Autos, Fernseher und Waschmaschinen leisten zu können, die zuvor nur für eine privilegierte Minderheit erschwinglich gewesen waren.

Diese Entwicklungen kulminierten in der Etablierung des sogenannten »Normalarbeitsverhältnisses« (Mückenberger 1985). Im präfordistischen industriellen Kapitalismus war die Arbeit im Grunde nahezu unbegrenzt flexibel und ungesichert gewesen. Das Normalarbeitsverhältnis dagegen umfasst typischerweise die unbefristete, dem Kündigungsschutz unterliegende und sozialversicherungspflichtige Vollzeiterwerbstätigkeit als Voraussetzung einer eigenverantwortlichen Lebensgestaltung; zudem beinhaltet es die Möglichkeit zur kollektiven Teilhabe an der Gestaltung der Arbeitsbedingungen. In die von Unsicherheit, Unruhe und Unordnung geprägte Lage der Arbeitnehmer wurden Stützpfeiler der Gewissheit, Vorhersehbarkeit und der relativen sozialen Sicherheit eingezogen. Arbeit verlieh nun einen gewissen Grad an Würde. Die bayerisch-sächsische Zukunftskommission ermittelte, dass es sich im Jahr 1970 bei 84 Prozent aller Arbeitsplätze um Normalarbeitsverhältnisse handelte (vgl. Kommission 1996, S. 56).

All dies geschah freilich vor dem Hintergrund einer extrem niedrigen Arbeitslosigkeit. Das Arbeitskräfteangebot war in diesen Jahren knapp, in vielen Ländern, insbesondere in Deutschland, herrschte nahezu Vollbeschäftigung. Die Gewerkschaften waren wieder erstarkt, fast achtzig Prozent der Beschäftigten unterlagen einem Tarifvertrag. Die niedrige Arbeitslosigkeit verleitete die Unternehmen, die damals noch nicht nach den Prinzipien des Shareholder-Value geführt wurden, zu spezifischen Personalstrategien. Selbst in den Bereichen gering qualifizierter Arbeit kam es in dieser Phase zu sogenannten »Schließungsprozessen« in den betrieblichen Arbeitsmärkten (Sengenberger 1987). Das heißt, die Unternehmen boten auch ungelernten Arbeitskräften langfristige Beschäftigungsperspektiven, innerbetriebliche Qualifizierungs- und Aufstiegsmöglichkeiten – nicht zuletzt im Tausch gegen ihr betriebliches Erfahrungswissen und ihre Loyalität.

Dennoch existierten auch damals Formen atypischer Beschäftigung, vorzugsweise unter Frauen. Sofern sie keine Hausfrauen waren, arbeiteten sie in weniger geschützten Berufen mit einem niedrigeren Qualifikationsniveau oder als mithelfende Familienangehörige in Kleinstunternehmen (vgl. Mayer-Ahuja 2003). Kurz vor dem Ende des Wirtschaftswunders, in der ersten Rezession der Nachkriegszeit 1966 / 67, betrug der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an allen Arbeitnehmern lediglich 6,5 Prozent (zu den Zahlen vgl. Müller-Jentsch / Ittermann 2000).[5] Im Jahr 1970 war ihr Anteil bereits auf 9,3 Prozent gestiegen. Die heutigen Hauptformen prekärer Beschäftigung existierten damals noch überhaupt nicht oder nur sehr eingeschränkt. Leiharbeit blieb bis 1972 gänzlich verboten und wurde danach streng reguliert, Befristungen von Arbeitsverträgen waren bis 1985 nur unter sehr strengen Auflagen möglich, geringfügige Beschäftigungsverhältnisse gab es ebenfalls nur in äußerst überschaubarem Ausmaß.[6]


Die Entfaltung sozialer und wirtschaftlicher Staatsbürgerrechte





In den skizzierten Veränderungen der Arbeitsverhältnisse sowie in der Entwicklung des Sozialstaats verdichtete sich ein grundlegender Wandel der Klassengesellschaft. In vorkapitalistischen Gesellschaften hatten Klassen – Patrizier und Plebejer, Feudalherren und Leibeigene etc. – auf einer klar definierten ständischen Statushierarchie basiert. Jede Klasse besaß ihre eigenen Sitten und verbrieften Rechte, die sie wiederum von anderen Klassen trennten. In der modernen Klassengesellschaft fielen die ständische Ungleichheit und ihre Privilegien Stück für Stück weg. Die 1789 im Zuge der Französischen Revolution erfolgte Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte war die Geburtsstunde der modernen Staatsbürgerschaft und der entsprechenden Rechte. Die Menschen waren nun frei und vor dem Gesetz gleich, aber noch keine Bürger mit gleichen Teilhaberechten. Dies bezeichnete der englische Soziologe T. ‌H. Marshall (1992 [1950]) als Herausbildung ziviler Staatsbürgerrechte. Sie standen nicht im Konflikt mit der kapitalistischen Gesellschaft, ja sie waren »für eine Marktwirtschaft unverzichtbar« (Marshall 1992, S. 56).[7] Die zivilen bzw. bürgerlichen Rechte umfassten in erster Linie zentrale liberale Grundrechte wie etwa die Rede-, Gedanken- und Glaubensfreiheit, die freie Berufswahl, die Vertragsfreiheit, das Recht auf Eigentum sowie die Einführung einer Gerichtsbarkeit, vor der alle gleich waren. Nach Marshall haben sich die Bürgerrechte stufenweise entwickelt: Ein einmal erlangtes Bürgerrecht stellte die Grundlage für das Erringen des jeweils nächsten dar. So folgten auf die zivilen die politischen Bürgerrechte. Sie umfassten die Rechte auf Teilhabe und Einflussnahme an bzw. auf die politische Macht. Insbesondere die Einführung freier und geheimer Wahlen sowie das allgemeine Wahlrecht bildeten deren Kern. Die durch die Entstehung der Sozialstaaten im 20. Jahrhundert verallgemeinerte Gruppe von Rechten nannte Marshall schließlich soziale Staatsbürgerrechte.[8] Als Mitglied der Gesellschaft hatte nun jeder Bürger ein Anrecht auf soziale Mindestsicherung und soziale Teilhabe (z. ‌B. durch soziale Sicherungssysteme im Falle von Krankheit, Arbeitslosigkeit, Armut und Alter sowie durch Zugang zum Bildungs- und Gesundheitssystem), das sich »nicht nach dem Marktwert des Beanspruchenden« bemaß (ebd., S. 40, 66).

»Unter der Hand« (Müller-Jentsch 2008, S. 18) führte Marshall zudem noch den Begriff der industriellen / wirtschaftlichen Staatsbürgerrechte (industrial citizenship) ein. Sie gründen sich weniger auf einen allgemeinen Bürgerstatus als vielmehr auf Kollektivrechte der Arbeitnehmer; es handelt sich um ein von den Gewerkschaften geschaffenes System »sekundärer, wirtschaftlicher Staatsbürgerschaft« (Marshall 1992, S. 64). In Deutschland drückten sich diese Bürgerrechte in der Nachkriegsperiode in den Partizipations- und Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer, in der Tarifautonomie sowie in der Institutionalisierung der Betriebsräte aus.[9]

Mit der gesetzlichen Garantie der Tarifautonomie wurden Gewerkschaften und Arbeitgeber zu privaten Rechtsakteuren, die Konflikte führten, aber auch Normen setzen konnten. Auf diesem Wege wurden beispielsweise das Recht auf Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz, auf Schutz vor Willkür seitens des Managements, auf Urlaub und Erholung, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall[10] sowie auf ein soziales Minimum und natürlich auf eine autonome Repräsentation der Arbeitnehmerinteressen durchgesetzt. Durch die Ausbreitung von Betriebsratsgremien wurden Arbeitnehmer zu Betriebsbürgern (vgl. Kotthoff 1994, S. 179; Crouch 1998).

 

Abb. 1.1: Nettorealverdienste in Deutschland 1950-1960
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früheres Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2012):
Statistisches Taschenbuch 2011. Arbeits- und Sozialstatistik (Bonn)

 

Abb. 1.2: Nettorealverdienste und reale Arbeitsproduktivität in Deutschland 1960-1969
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früheres Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2012):
Statistisches Taschenbuch 2011. Arbeits- und Sozialstatistik (Bonn)

 

Soziale und wirtschaftliche Bürgerrechte moderieren im Spannungsverhältnis zwischen der politischen Gleichheit der Bürger im demokratischen Staat und der sozialen Ungleichheit der Marktgesellschaft.[11] Bürgerrechte unterliegen nicht dem Markt, sie werden nicht gehandelt, sie ergeben sich aus dem Status. Nach Marshall ist der Sozialstaat für die Arbeiterschaft somit mehr als eine nützliche marktkorrigierende Institution. Er integriert sie und gewährleistet ihnen einen neuen Status in der Gesellschaft: Aus Proletariern werden Bürger. Die Klassengesellschaft wurde durch die Entfaltung der Bürgerrechte nicht aufgehoben, aber es wurde ein Boden gleicher sozialer Rechte eingezogen. Es entstand keine Gesellschaft der Gleichen, aber eine Gesellschaft der Gleichgestellten.[12]


Sozialer Aufstieg, Fahrtstuhleffekt, Individualisierung





Wie bereits erwähnt, war die Bundesrepublik der Nachkriegszeit – ähnlich wie die meisten europäischen Gesellschaften jener Zeit – auch in materieller Hinsicht eine Gesellschaft des sozialen Aufstiegs. Das Volkseinkommen pro Kopf hatte sich zwischen 1800 und 1950 verdreifacht; von 1950 bis 1989 wuchs es hingegen 13-mal mehr als in den vorangegangenen fünfzig Jahren (vgl. Geißler 2014, S. 59ff.). Die Nettoreallöhne verdreifachten sich zwischen 1950 und 1970. Der durchschnittliche Bruttostundenlohn eines Industriearbeiters verfünffachte sich im gleichen Zeitraum nahezu (vgl. Müller-Jentsch / Ittermann 2000).

Die Abbildungen 1.1 und 1.2 zeigen die Entwicklung der Reallöhne von 1950 bis 1969. Auffällig ist nicht nur deren immenser Anstieg, sondern auch, wie analog sich Löhne und Arbeitsproduktivität in den sechziger Jahren entwickelt haben.[13] Die Arbeitnehmer konnten ihren Wohlstand in dieser Zeit fast proportional zum Wachstum der Wertschöpfung – allerdings ausgehend von einem niedrigen Nachkriegsniveau – steigern.[14]
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